
PROF. DR. MICHAEL SCHEFCZYK 
STEUERBERATER 
FACHBERATER FÜR INTERNATIONALES STEUERRECHT 

MANDANTENBRIEF DEZEMBER 2019 
  SEITE 1 

 

STEUERBERATER PROF. DR. MICHAEL SCHEFCZYK ∙ SELLINER STR. 10 ∙ 01109 DRESDEN ∙ TEL. 03 51-4 59 56 40 ∙ MICHAEL@SCHEFCZYK.NET ∙ WWW.STB-SCHEFCZYK.DE 

►AKTUELL: DRITTES BÜROKRATIEENTLASTUNGSGESETZ AUCH VOM BUNDESRAT VERABSCHIEDET

Der Bundesrat hat am 08.11.2019 das dritte Bürokra-
tieentlastungsgesetz verabschiedet, so dass zahlrei-
che Regelungen in Kraft treten können 
Eine Entlastung soll primär daher rühren, dass Ar-
beitsunfähigkeitsbescheinigungen ab 2021 elektro-
nisch von den Krankenkassen an Arbeitgeber über-
mittelt werden. Außerdem dürfen bei einem Wech-
sel der Buchführungssoftware die alten Datenverar-
beitungsprogramme fünf Jahre nach dem Wechsel 
abgeschafft werden, wenn ein Datenträger mit den 
gespeicherten Unterlagen vorhanden ist. Zu weite-
ren Maßnahmen mit erheblicher Wirkung gehört die 
auf 2021 bis 2026 befristete Abschaffung der Ver-
pflichtung zur monatlichen Abgabe der Umsatzsteu-
er-Voranmeldung für Neugründer. Damit kommt es 
primär zu quartalsweisen Umsatzsteuer-Voranmel-
dungen. Außerdem wird ab 2020 die umsatzsteuerli-
che Kleinunternehmergrenze von einem Vorjahres-
umsatz von 17.500 € auf 22.000 € erhöht. Insgesamt 

werden leider zahlreiche Entlastungsmaßnahmen 
nicht umgesetzt, die das Bundeswirtschaftsministe-
rium 2019 in ein Eckpunktepapier geschrieben hat. 
Dazu gehören eine Verkürzung der Aufbewahrungs-
fristen im Steuer- und Handelsrecht von 10 auf 8 
Jahre und eine Anhebung der Umsatzgrenze für die 
Ist-Besteuerung bei der Umsatzsteuer. 
Prägnant ist die eigene Einschätzung des Bundesra-
tes in seiner Entschließung vom 08.11.2019: „Leider 
bleibt der Umfang der … Entlastungen noch deutlich 
hinter dem zurück, was im Interesse der Stärkung 
und der Wettbewerbsfähigkeit mittelständischer 
Wirtschaft wünschenswert wäre. Das Gesetz ver-
zichtet auf einen großen Wurf und lässt die Chance 
auf deutlich spürbare Vereinfachungen verstrei-
chen.“ Zur Verbesserung müssten Politiker Taten 
deutlich höher gewichten als Sonntagsreden, in de-
nen man sich umso besser zum Bürokratieabbau be-
kennen kann, je weniger bislang geleistet wurde. 

►FÄLLIGKEITSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG DEZEMBER 2019 UND JANUAR 2020 
 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 10.12.2019 10.01.2020 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.12.2019 – 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 10.12.2019 – 

Umsatzsteuer2 10.12.2019 10.01.2020 

Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung – – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 13.12.2019 13.01.2020 

Gewerbesteuer – – 

Grundsteuer – – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 – – 

Sozialversicherung4 23.12.2019 29.01.2020 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an Anteilseigner an das zu-
ständige Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende (bei Dau-

erfristverlängerung einen Monat später) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 

dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Die Schonfrist endet damit entsprechend früher. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

4 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vor-
gezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jeweilige Einzugs-
stelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage 
vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf 
einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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►ARBEITGEBER/ARBEITNEHMER 

Unfallversicherungsschutz am Probearbeitstag 
Verletzt sich ein Arbeitsuchender an einem Probear-
beitstag in einem Unternehmen, ist er gesetzlich un-
fallversichert. So entschied das Bundessozialgericht 
im Fall eines Arbeitsuchenden, der an einem Probe-
arbeitstag bei einem Entsorgungsunternehmen Müll-
tonnen transportierte und dabei von einem Lkw fiel. 
Zwar war der Verletzte noch nicht dauerhaft in den 
Betrieb eingegliedert. Seine Tätigkeit diente aber 
nicht nur seinem eigenen Interesse an einer dauer-
haften Beschäftigung, sondern sollte dem Unter-
nehmen die Auswahl eines geeigneten Bewerbers 
ermöglichen. Sie hatte deshalb für das Unternehmen 
einen objektiven wirtschaftlichen Wert. 

►UNTERNEHMER/BETEILIGUNGEN 

Folgende Unterlagen können im Jahr 2020 vernich-
tet werden 
Nachstehend aufgeführte Buchführungsunterlagen 
können nach dem 31.12.2019 vernichtet werden: 
· Aufzeichnungen aus 2009 und früher, 
· Inventare, die bis zum 31.12.2009 aufgestellt 

worden sind, 
· Bücher, in denen die letzte Eintragung im Jahr 

2009 oder früher erfolgt ist, 
· Jahresabschlüsse, Lageberichte und Eröff-

nungsbilanzen, die 2009 oder früher aufgestellt 
worden sind, 

· Buchungsbelege aus dem Jahr 2009 oder früher, 
· empfangene Handels- oder Geschäftsbriefe und 

Kopien der abgesandten Handels- oder Ge-
schäftsbriefe, die 2013 oder früher empfangen 
bzw. abgesandt wurden, 

· sonstige für die Besteuerung bedeutsame Unter-
lagen aus dem Jahr 2013 oder früher. 

Dabei sind die Fristen für die Steuerfestsetzungen zu 
beachten. Es wird davon ausgegangen, dass die letz-
ten Aufzeichnungen für das jeweilige Jahr im Folge-
jahr erfolgten. Wurden sie später vorgenommen, 
sind die Unterlagen länger aufzubewahren. 
Unterlagen dürfen nicht vernichtet werden, wenn 
sie von Bedeutung sind 
· für eine begonnene Außenprüfung, 
· für anhängige steuerstraf- oder bußgeldrechtliche 

Ermittlungen, 
· für ein schwebendes oder aufgrund einer Außen-

prüfung zu erwartendes Rechtsbehelfsverfahren 
oder zur Begründung der Anträge an das Finanz-
amt und 

· bei vorläufigen Steuerfestsetzungen. 

Es ist darauf zu achten, dass auch die elektronisch 
erstellten Daten für zehn Jahre vorgehalten werden 
müssen. 
Natürliche Personen, deren Summe der positiven 
Einkünfte aus Überschusseinkünften (aus nicht-
selbstständiger Arbeit, Kapitalvermögen, Vermie-
tung und Verpachtung und sonstige Einkünfte) 
mehr als 500.000 € im Kalenderjahr 2019 betragen 
hat, müssen die im Zusammenhang stehenden Auf-
zeichnungen und Unterlagen sechs Jahre aufbewah-
ren. Bei Zusammenveranlagung sind die Feststel-
lungen für jeden Ehegatten gesondert maßgebend. 
Die Verpflichtung entfällt erst mit Ablauf des fünf-
ten aufeinanderfolgenden Kalenderjahrs, in dem die 
Voraussetzungen nicht erfüllt sind. 

Überprüfung der Gesellschafter-Geschäftsführer-
bezüge einer GmbH 
Bezüge der Gesellschafter-Geschäftsführer müssen 
regelmäßig auf ihre Angemessenheit hin überprüft 
werden. Bei dieser Prüfung werden folgende Ge-
haltsbestandteile berücksichtigt: Festgehalt (ein-
schließlich Überstundenvergütung), Zusatzvergü-
tungen (z. B. Urlaubsgeld, Tantiemen, Gratifikatio-
nen), Pensionszusagen und Sachbezüge. 
Die Vergütungsbestandteile dürfen sowohl dem 
Grunde als auch der Höhe nach nicht durch das Ge-
sellschaftsverhältnis veranlasst sein. Zudem müssen 
die einzelnen Gehaltsbestandteile sowie die Gesamt-
vergütung angemessen sein. Danach ist zu prüfen, 
ob auch ein fremder Geschäftsführer, der keine Be-
teiligung an der GmbH hält, diese Entlohnung für 
seine Tätigkeit erhalten hätte. Es kann auch notwen-
dig sein, die Tantieme und die Gesamtbezüge - z. B. 
wegen weiterer Bezüge aus anderen Tätigkeiten - auf 
einen bestimmten Höchstbetrag zu begrenzen. Be-
schäftigt eine GmbH mehrere Geschäftsführer, müs-
sen insbesondere bei kleinen Unternehmen ggf. Ver-
gütungsabschläge vorgenommen werden. 
Damit die Vergütungen des Gesellschafter-Ge-
schäftsführers als Betriebsausgaben berücksichtigt 
werden können, muss zuvor ein Anstellungsvertrag 
abgeschlossen werden. In diesem muss klar und 
eindeutig formuliert werden, welche Vergütungen 
der Gesellschafter-Geschäftsführer erhält. Fehlen 
diese Vereinbarungen, liegt eine verdeckte Gewinn-
ausschüttung vor. 
Sowohl die Neufestsetzung als auch sämtliche Än-
derungen der Bezüge sind grundsätzlich im Voraus 
durch die Gesellschafterversammlung festzustellen. 
Hinweis: Aufgrund der Vielzahl der Urteile zu die-
sem Themengebiet ist es sinnvoll, die Bezüge insge-
samt mit dem Steuerberater abzustimmen. 
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Keine verdeckte Gewinnausschüttung bei Neben-
einander von Pensionszahlungen und Geschäfts-
führervergütung 
Leistet eine GmbH an ihren beherrschenden Gesell-
schafter eine Pension und gleichzeitig eine weitere 
Vergütung für die Geschäftsführeranstellung, stellt 
sich die Frage, ob die zugrundeliegende Vereinba-
rung einem Fremdvergleich standhält. Ist sie hinge-
gen durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst, 
liegt in der Regel eine verdeckte Gewinnausschüt-
tung vor. 
In einem vom Finanzgericht Münster entschiedenen 
Fall wurde der beherrschende Gesellschaf-
ter-Geschäftsführer im Jahr 2010 aus Altersgründen 
abberufen und erhielt eine monatliche Pension. Da es 
zu Konflikten zwischen Kunden der GmbH und 
dem neuen Geschäftsführer kam, wurde der beherr-
schende Gesellschafter 2011 wieder zum Geschäfts-
führer bestellt. Dafür erhielt er weniger als 10 % sei-
ner früheren Geschäftsführervergütung. Diese Ver-
gütung und die weiter bezahlte Pension beliefen sich 
auf 25 % seiner früheren Gesamtbezüge. 
Das Finanzgericht Münster konnte keine gesell-
schafsrechtlich veranlasste Vorteilszuwendung er-
kennen, da die Wiedereinstellung allein im Interesse 
der GmbH erfolgt sei. Die Vergütung des Gesell-
schafter-Geschäftsführers (Pension und Gehalt) hatte 
Anerkennungscharakter und stelle kein vollwertiges 
Gehalt dar. Auch mit fremden Dritten wäre eine sol-
che Vereinbarung getroffen worden. Daher liege 
keine verdeckte Gewinnausschüttung vor. Der Bun-
desfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Kein Betriebsausgabenabzug für Reisekosten der 
den Steuerpflichtigen begleitenden Ehefrau 
Ob und inwieweit Reisekosten steuerlich zu berück-
sichtigen sind, hängt davon ab, ob die Reise beruf-
lich bzw. betrieblich veranlasst ist. 
In einem vom Finanzgericht Münster entschiedenen 
Fall hatte ein Steuerberater in Begleitung seiner Ehe-
frau an internationalen Konferenzen teilgenommen. 
Im Anschluss an die Veranstaltungen machten die 
Eheleute an den Tagungsorten noch einige Tage Ur-
laub. Der Steuerberater machte die gesamten Reise-
kosten als Betriebsausgaben geltend. Er begründete 
dies damit, dass seine Ehefrau ihn bei seiner Tätig-
keit unterstützt habe, z. B. durch Kontaktpflege zu 
Mandanten und Kollegen. 
Das Gericht entschied, dass die Aufwendungen, die 
auf die begleitende Ehefrau entfielen, nicht als Be-
triebsausgaben abzugsfähig seien. Es handele sich 
dabei um private Aufwendungen. Die Unterstüt-
zung der Ehefrau gehe nicht über das Maß an Unter-
stützungsleistungen hinaus, die das bürgerliche 
Recht von Eheleuten verlange. Die Begleitung der 
Ehefrau an touristisch attraktive Orte mit hohem 
Freizeitwert und die Verbindung mit einem privaten 

Urlaub sei vorrangig durch die Rolle als Ehefrau 
veranlasst. Eine etwaige berufliche Veranlassung 
trete dahinter als unbedeutend zurück. 
Der Bundesfinanzhof muss möglicherweise ab-
schließend entscheiden. 

Keine Erfassung von Sonderbetriebsausgaben im 
Folgejahr 
Sonderbetriebsausgaben, die im Jahr ihrer Entste-
hung und Bezahlung nicht gewinnmindernd gebucht 
werden, können nicht in einem Folgejahr gewinn-
mindernd erfasst werden. Dies gilt auch dann, wenn 
die Ausgaben aus Privatmitteln im Wege einer Ein-
lage bezahlt wurden. 
Hintergrund: Gesellschafter einer unternehmerisch 
tätigen Personengesellschaft können Aufwendungen, 
die ihnen im Zusammenhang mit ihrer Beteiligung 
entstehen, als sogenannte Sonderbetriebsausgaben 
gewinnmindernd geltend machen. Der Aufwand 
wird in der Sonderbetriebsgewinn- und –verlust-
rechnung berücksichtigt und mindert das Kapital in 
der Sonderbilanz des Gesellschafters. 
Streitfall: Die Klägerin war eine KG, an der ur-
sprünglich E und F als Kommanditisten beteiligt wa-
ren. Im Jahr 2008 kam es zu Streitigkeiten zwischen 
E und F, sodass F eine Rechtsanwaltskanzlei mit der 
Wahrnehmung ihrer Kommanditistenrechte beauf-
tragte. Die Kanzlei stellte der F im Jahr 2008 eine 
Rechnung, die F noch im selben Jahr aus privaten 
Mitteln bezahlte. Weder die Rechnung noch die Be-
zahlung wurden in der Sonderbilanz der F erfasst. 
Im Jahr 2009 machte die KG die Rechtsanwaltskos-
ten als Sonderbetriebsausgaben der F geltend. Das 
Finanzamt erkannte den Aufwand nicht an. 
Entscheidung: Die Rechtsanwaltskosten sind grund-
sätzlich Sonderbetriebsausgaben. Die Aufwendun-
gen sind im Jahr 2008 entstanden und hätten daher 
im Jahr 2008 als Sonderbetriebsausgaben geltend 
gemacht werden müssen. Die nachträgliche Berück-
sichtigung im Jahr 2009 ist auch nicht im Wege des 
formellen Bilanzzusammenhangs möglich.  

►GRUNDSTÜCKSEIGENTÜMER/VERMIETER 

Keine erweiterte Grundbesitzkürzung des Gewer-
beertrags bei Überlassung von Betriebsvorrichtun-
gen 
Verpachtet ein Unternehmen ausschließlich eigenen 
Grundbesitz, kann es den Teil des Gewerbeertrags 
kürzen, der auf die Verpachtung entfällt. 
Werden allerdings neben dem eigentlichen Grund-
besitz auch nicht mit dem Grundstück fest verbun-
dene Betriebsvorrichtungen mitvermietet, ist die er-
weiterte Kürzung des Gewerbeertrags nach einem 
Urteil des Bundesfinanzhofs ausgeschlossen. Es wird 
nur die gesetzliche Kürzung um 1,2 % des Einheits-
werts des zum Betriebsvermögen gehörenden 
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Grundbesitzes berücksichtigt. Auf den Umfang der 
zusätzlich vermieteten Betriebsvorrichtungen 
kommt es nicht an. 
Mit dieser Begründung wurde die Kürzungsmög-
lichkeit beim Gewerbeertrag für die Verpachtung 
der zur Ausstattung eines Hotels gehörenden Bier-
kellerkühlanlage, von Kühlräumen und Kühlmöbeln 
für Theken- und Büfettanlagen abgelehnt. 

Grundstücksenteignung kein privates Veräuße-
rungsgeschäft 
Wenn ein Grundstück willentlich gegen Entgelt 
übertragen wird, kann ein steuerpflichtiges privates 
Veräußerungsgeschäft vorliegen. Kommt es hinge-
gen zu einem Verlust des Eigentums an einem 
Grundstück ohne maßgeblichen Einfluss des Eigen-
tümers, sind die Voraussetzungen für eine Veräuße-
rung nicht erfüllt. Bisher war es umstritten, ob Ent-
eignungen auch Veräußerungen sein können. 
Der Bundesfinanzhof weist in einer hierzu ergange-
nen Entscheidung auf den Gesetzeswortlaut hin, 
wonach „Veräußerungsgeschäfte“ besteuert werden. 
Der Verlust am Eigentum an einem Grundstück ge-
gen den Willen des Eigentümers kann kein solches 
Veräußerungsgeschäft sein. 

Steuerliche Gestaltung des Schuldzinsenabzugs 
beim Erwerb einer gemischt genutzten Immobilie 
Während Schuldzinsen für ein Darlehen zum Er-
werb einer vermieteten Immobilie steuerlich als 
Werbungskosten abzugsfähig sind, gilt dies nicht für 
eine eigengenutzte Immobilie. Wird z. B. ein Zwei-
familienhaus angeschafft, in dem eine Wohnung ei-
gengenutzt und die andere fremdvermietet wird, 
kann durch eine geschickte Kaufvertrags- und Fi-
nanzierungsgestaltung das eingesetzte Eigenkapital 
der eigengenutzten Wohnung zugeordnet werden, 
sodass gezahlte Schuldzinsen ganz oder zum großen 
Teil auf die vermietete Wohnung entfallen und die 
Steuerlast mindern. 
Hierfür ist es erforderlich, dass der Kaufpreis für die 
beiden Gebäudeteile im Notarvertrag getrennt ver-
einbart und bezahlt wird. Dabei muss der auf die 
vermietete Wohnung entfallende Kaufpreis nach-
weislich durch ein gesondertes Darlehen bezahlt 
werden. Wird der gesamte Kaufpreis allerdings in 
einer Summe von einem Bankkonto bezahlt, auf das 
vorher das Darlehen ausgezahlt wurde, kann das 
Darlehen nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs 
nicht mehr ausschließlich der vermieteten Wohnung 
zugeordnet werden, weil sich Eigen- und Fremdka-
pital vermischt haben. 
Tipp: Die Gestaltung sollte mit dem steuerlichen 
Berater frühzeitig abgesprochen werden. Sie ist auch 
bei der Herstellung einer gemischt genutzten Immo-
bilie möglich. 

►UMSATZSTEUER 

Vorsteuerabzug aus Anzahlungen 
Ein Unternehmer hatte ein Blockheizkraftwerk be-
stellt und angezahlt. Er erhielt es jedoch nicht, weil 
der Verkäufer insolvent und wegen Betrugs verur-
teilt wurde. Das Finanzamt erkannte den Vorsteuer-
abzug aus dem Erwerb des Blockheizkraftwerks 
nicht an. 
Der Bundesfinanzhof sah das anders. Unternehmer 
können die Umsatzsteuer für Lieferungen und sons-
tige Leistungen, die von einem anderen Unterneh-
mer für ihr Unternehmen ausgeführt werden, als 
Vorsteuer abziehen. Das setzt eine ordnungsgemäße 
Rechnung voraus. Wurde die Steuer vor Ausfüh-
rung der Umsätze gezahlt, ist sie abziehbar, wenn 
die Rechnung vorliegt und die Zahlung geleistet 
wurde. Diese Voraussetzungen waren erfüllt. 
Zudem muss der Eintritt des Steuertatbestands zum 
Zeitpunkt der Anzahlung „sicher“ sein. Im entschie-
denen Fall waren alle maßgeblichen Elemente der 
künftigen Lieferung, wie etwa Kaufgegenstand, 
Kaufpreis und Lieferzeitpunkt, festgelegt. Unerheb-
lich war, dass von Anfang an feststand, dass es nicht 
zur Lieferung des Blockheizkraftwerks kommen 
würde. Denn der Vorsteuerabzug hängt nicht davon 
ab, ob der Lieferant im Zahlungszeitpunkt die Leis-
tung objektiv erbringen konnte und ob er das wollte. 

Umsatzsteuerpflicht von Fahrschulunterricht 
Unmittelbar dem Schul- oder Bildungszweck die-
nende Leistungen privater Schulen und anderer all-
gemeinbildender oder berufsbildender Einrichtun-
gen sind unter bestimmten Voraussetzungen nach 
nationalem Recht von der Umsatzsteuer befreit; 
z. B., wenn die zuständige Landesbehörde beschei-
nigt, dass diese Leistungen auf einen Beruf oder eine 
vor einer juristischen Person des öffentlichen Rechts 
abzulegende Prüfung vorbereiten. Die Inhaberin ei-
ner Fahrschule war der Meinung, der von ihr ange-
botene Fahrunterricht zum Erwerb der Fahrerlaub-
nisklassen B und C1 sei daher umsatzsteuerfrei. 
Der Bundesfinanzhof widersprach. Die Fahrschulin-
haberin konnte sich nicht auf die nationale Befrei-
ungsnorm berufen, da die erforderliche Bescheini-
gung nicht vorlag. 
Auch die Berufung auf die europäische Norm, nach 
der „Schul- und Hochschulunterricht“ von der Um-
satzsteuer befreit sind, blieb erfolglos. Fahrunterricht 
in einer Fahrschule ist ein spezialisierter Unterricht. 
Dieser kommt für sich allein nicht der für den 
„Schul- und Hochschulunterricht“ kennzeichnenden 
Vermittlung, Vertiefung und Entwicklung von 
Kenntnissen und Fähigkeiten in Bezug auf ein breites 
und vielfältiges Spektrum von Stoffen gleich. Daher 
fällt Fahrunterricht in einer Fahrschule nicht unter 
den Begriff des „Schul- und Hochschulunterrichts“. 


